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Schäuble
bockt

Von Timot Szent-Ivanyi

Diese Einigung im Steuerstreit
hätte die Koalition früher errei-

chen können. Aber nein, Wolfgang
Schäuble bockte wie ein kleines Kind
und beharrte darauf, die Werbungs-
kostenpauschale erst 2012 anzuhe-
ben. Natürlich gehört es zu den Auf-
gaben eines Finanzministers, Forde-
rungen nach Mehrausgaben im Keim
zu ersticken. Doch es geht nur um ei-
ne lächerliche Entlastung von höchs-
tens drei Euro im Monat, die den
Staat insgesamt 330 Millionen kos-
tet. Diese Summe ist für den Haus-
halt leicht verkraftbar, schließlich
läuft die Konjunktur nicht schlecht.

Da sich die höhere Pauschale für
die Arbeitnehmer kaum auswirkt,
könnte man geneigt sein, Schäuble
recht zu geben. Doch oft geht es in
der Politik um eine Signalwirkung.
Sollten Union und FDP beabsichtigt
haben, mit den Steuervereinfachun-
gen mal Geschlossenheit zu demons-
trieren, ist das gründlich schiefge-
gangen. Am Ende bietet sich wieder
nur das Bild eines zerstrittenen Hau-
fens. Dabei fällt auf, dass immer öfter
der Finanzminister dafür verant-
wortlich ist, dass Konflikte eskalie-
ren. Das sollte Kanzlerin Angela Mer-
kel zu denken geben.

KOMMENTARE

Ungarischer
Fehlstart

Von Werner Balsen

Verleumdungskampagne, Hexen-
jagd, Beleidigung der Ungarn –

verbal ging es hoch her im Europäi-
schen Parlament. Die Kritiker des un-
garischen Mediengesetzes mussten
sich einiges anhören von Konservati-
ven und extrem Rechten im Hohen
Haus. Deren aggressive Verteidigung
der Regierung in Budapest dürfte
auch Premier Victor Orban nicht ge-
freut haben: Manche Typen, die ihm
beisprangen, diskreditierten seine
Sache eher.

Es gibt an dem Gesetz einiges, was
Demokraten misstrauisch machen
muss. Das ist im Parlament mehrfach
genannt worden: etwa die Kombina-
tion von Vorschriften, Auflagen und
die einseitige Zusammensetzung des
Medienrats. Die Konservativen, zu
denen die ungarische Regierungs-
partei Fidesz gehört, interpretierten
dennoch jede Kritik am Gesetz als
Angriff auf die Ungarn und deren EU-
Ratspräsidentschaft. Um den abzu-
wehren, schreckte der deutsche
CDU-Abgeordnete Werner Langen
nicht davor zurück, das ungarische
Gesetz auf eine Stufe mit den Düssel-
dorfer Medienregeln zu stellen.

Nein, die Debatte gestern war kei-
ne Sternstunde im Parlament. Damit
haben die Abgeordneten die Chance
verspielt, das Versagen der Brüsseler
Kommission zu kompensieren. Die
Hüterin der EU-Grundwerte hält sich
stark zurück, die zuständige Kom-
missarin Viviane Reding ist vollends
abgetaucht. Und die Ratspräsident-
schaft bringt nicht den politischen
Willen auf, das Gesetz zurückzuzie-
hen, bis alle Zweifel ausgeräumt
sind. Dazu ist Orban zu stur.

Mit Ruhm hat sich damit keine EU-
Institution bekleckert. Auch das ist
kein guter Start für den ungarischen
Vorsitz.

LEITARTIKEL

In alten Kleidern
Es gibt in der Politik keine wirklichen

Wiederholungen. Und doch erinnert
der Beginn des Jahres 2011 sehr an das
Jahr 1994. 1994 war ein sogenanntes
Superwahljahr. Helmut Kohl war seit
zwölf Jahren Kanzler in einer schwarz-gel-
ben Koalition. Gewählt wurde nicht nur im
Oktober der Bundestag. Abgestimmt wur-
de auch über das Europaparlament, acht
Landtage und Kommunalparlamente. Es
war ein Jahr, in dem man zu Beginn große
politische Verschiebungen erwartete. Dem
schwarz-gelben Lager ging es schlecht. Die
Union hatte miserable Umfragewerte, und
die Sozialdemokraten träumten begründet
von der Rückkehr an die Macht. Doch im
Juli hatte der damalige Spitzenkandidat
der SPD, Rudolf Scharping, den Vorsprung
verspielt, und die Umfragekurven kreuzten
sich zugunsten der CDU.

Am Ende des Jahres 1994 war das große
Erdbeben ausgeblieben. Die vielen tektoni-
schen Verschiebungen in den Ländern aber
– die SPD regierte in 14 von 16 Bundeslän-
dern mit, in fünf gar allein – lähmten das
Land für die kommenden Jahre und berei-
teten das Ende der schwarz-gelben Mehr-
heit im Bund vor. Das Beispiel soll zeigen,
wie volatil schon vor 17 Jahren die Verhält-
nisse waren. Und so mancher, der jetzt
schon die SPD wieder auf dem Weg zur
Macht sieht, könnte sich irren.

In diesem Jahr wird in mindestens sie-
ben Bundesländern gewählt. Vielleicht in
acht, wenn Nordrhein-Westfalens Minder-
heitsregierung aus SPD und Grünen es
schafft, die Opposition in Neuwahlen zu
zwingen. Angesichts der möglicherweise
verfassungswidrigen Haushalte dürfte es
CDU und FDP schwerfallen zu begründen,
warum sie sich dagegen sträuben. Zumal
da der Gang zum Verfassungsgericht ihre
Idee war. In gewisser Weise werden die
Konservativen in Nordrhein-Westfalen

jetzt Opfer ihres Kampfgeistes. Denn der
Zeitpunkt für Neuwahlen passt der Union
gar nicht. Im Moment scheint es, als bereite
die SPD – ähnlich wie Anfang 1994 – ihre
Rückkehr auf die große Bühne vor.

Dass in Hamburg die schwarz-grüne Ko-
alition vorzeitig zerbrochen ist und deshalb
in diesem Februar gewählt wird, ist für die
Sozialdemokraten ein Geschenk. Hamburg
ist für die SPD so gut wie gewonnen. Olaf
Scholz, so hoffen die Sozialdemokraten,
könnte ein Trendsetter sein. Auch wenn am
Ende dieses Jahres nicht 14 von 16 Ländern
rot oder rot gesprenkelt sein werden wie
1994, neun könnten es sein. Deshalb wird
die SPD alles dafür tun, diesen Trend für
Nordrhein-Westfalen zu nutzen. Neuwah-
len, für die man die Opposition verantwort-
lich machen kann, wären für die SPD der
Idealfall. Ist erst das Stammland der Sozial-
demokraten, die politische Heimat von Jo-
hannes Rau, stabil erobert, wäre das für
das Selbstbewusstsein der SPD von un-
schätzbarem Wert.

Dabei ist völlig offen, was die SPD ange-
sichts ihrer mittlerweile strukturellen
Schwäche mit diesem Aufwärtstrend an-
fangen kann. Denn überall dort, wo es für
Rot-Grün nicht reicht, gibt es derzeit keine
Machtperspektive. Angesichts der inneren
Zerrissenheit der Linken, ihrer Führungs-
losigkeit, kommt die Partei im Westen als
Koalitionspartner nicht infrage.

Seit es im Saarland eine sogenannte Ja-
maika-Koalition gibt und in Hamburg eine
schwarz-grüne Regierung ausprobiert
wurde, schienen die Lagerdebatten endlich
beendet. Man konnte kurze Zeit darauf
hoffen, es würde in den Ländern und auch
im Bund Koalitionen der Vernunft und der
Opportunität geben. Nicht Feind- und La-
gerdenken würde die Koalitionsdebatten
bestimmen, sondern es würde wahr wer-
den, was alle immer behaupten, dass es
nämlich um Sachfragen geht.

Doch seit die SPD wieder stärker wird
und die Grünen zaghaft Führung fordern,
hat sich die politische Debatte enttäu-
schend zurückentwickelt. Vielleicht war es
naiv, an einen politischen Frühling zu glau-
ben. Doch man erschrickt fast vor einer
Union, die ohne jeden Skrupel und nur
zum eigenen Vorteil in alte, überwunden
geglaubte Reflexe verfällt. Konservativ-li-
beral gegen links – wohl wissend, dass kei-
ne der Parteien mehr in das alte Kleid passt.
Und derzeit ist nicht erkennbar, dass die
anderen Parteien, dass die Grünen und die
SPD der Versuchung widerstehen, sich auf
die Freund-Feind-Rhetorik einzulassen.

Nach einem Lagerwahlkampf aber geht
entweder eine Seite als Sieger vom Platz.
Oder alle als Verlierer. Nach einem verlore-
nen Lagerwahlkampf kann es nur schlech-
te Kompromisse geben. Und nur gebroche-
ne Wahlversprechen. Das wissen alle Par-
teien, und alle haben darunter schon gelit-
ten. Nur keine zieht daraus eine Lehre.

BRIGITTE FEHRLE

Zu früh gefreut: Das Lagerdenken ist
noch nicht überwunden. Im

Superwahljahr, das sich nun vielleicht
auch auf Düsseldorf erstreckt, verfallen

alle Parteien in vertraute Reflexe.

GASTBEITRAG

Am blaugelben Faden

Sie wetzen schon die publizistischen
Messer: Im Superwahljahr 2011 mit sie-

ben Landtagswahlen und angesichts von
Umfragewerten um die vier Prozent schrei-
ben sich die Leitartikler mit liberalen Un-
tergangsszenarien die Finger wund.

FDP – am Ende? Richtig ist, dass Wahlen
nicht durch Umfragen gewonnen werden,
sondern an der Wahlurne. Wahr ist aller-
dings auch, dass Umfragen eine Wahrneh-
mung erkennen lassen: Die FDP wird nicht
mehr als Speerspitze des gesellschaftlichen
Fortschritts wahrgenommen. Unsere ei-
genständige Position ging unter durch die
Fokussierung auf Steuersenkungen.

Wirtschaftliche Freiheiten zu sichern,
gehört zu unseren Grundwerten. Aber
richtig verstandener Liberalismus steht für
viel mehr: Lebenschancen für alle als Kern-
element liberaler Gesellschaftspolitik, To-
leranz, Bürgerrechte, Generationenge-
rechtigkeit, Eigenverantwortung sowie
ökologische und soziale Marktwirtschaft.

Die FDP muss an den Punkt kommen, an
dem sie diesen „blaugelben“ Faden wieder
glaubhaft in ihrer Politik vermittelt. Das
schafft sie nur, wenn zugehört wird. Der-
zeit verhindern politische Mechanismen,
dass Bürger wirklich mitbestimmen. Vier
Fünftel der Deutschen erklärten im ARD-
Deutschlandtrend, dass gravierende Ent-
scheidungen getroffen würden, ohne dass
die Interessen der Menschen ausreichend
beachtet werden. Parteien haben sich bis-
her viel zu wenig dem „Wahlvolk“ geöffnet.

Zuhören müssen die Parteien aber auch
nach innen. Die klassischen Parteien funk-
tionieren immer noch nach dem Prinzip
der einsamen Entscheidung an der Spitze,
das jede Diskussion über Inhalte nicht son-
derlich unterstützt. Dabei kommt es heute
mehr denn je darauf an, Interessen mitein-
ander anzugleichen, um Akzeptanz zu ge-
winnen. Wir bräuchten also ein „Moderato-
renprinzip“. FDP-Generalsekretär Christi-
an Lindner geht mit den Programmforen
den richtigen Weg. Das neue Parteipro-
gramm wird nicht von elitären internen
Zirkeln erarbeitet, sondern in der breiten
Diskussion mit der Zivilgesellschaft.

Schon die „Freiburger Thesen“ der FDP
(1971) stellten fest: „Die Gesellschaft sind
wir alle“ – und forderten größtmögliche
und gleichberechtigte Teilhabe aller. Durch
die IT-Revolution gibt es neue Formen der
Teilnahme. Im Vorfeld der Bundespräsi-
dentenwahl 2010 sammelte die Unterstüt-
zerseite „Joachim Gauck als Bundespräsi-
dent“, initiiert durch den Blogger Chris-
toph Giesa, der ein Mitbegründer des Dah-
rendorfkreises ist, gut 37 000 Unterschrif-
ten – eDemocracy 2.0, die funktioniert!

Anfang Januar haben sich Mandatsträ-
ger der FDP in Bundestag und Europa-Par-
lament zum Dahrendorfkreis zusammen-
geschlossen. Wir sehen uns in der Tradition
seines Denkens, das um die Frage kreiste,
welche „Lebenschancen“ eine gerechte Ge-
sellschaft bieten muss. Wir suchen die Ko-
ordinaten für einen Liberalismus, der weit
über das rein Ökonomische hinausgeht.

Es mag viele FDP-„Hasser“ erstaunen:
Für Liberale steht in der Tat der Mensch im
Mittelpunkt. Einst schrieb Karl-Hermann
Flach, Mitautor der Freiburger Thesen und

leitender Redakteur der Frankfurter Rund-
schau, der FDP ins Stammbuch: „Die Frage
nach der Zukunft der Freiheit, nach den
Chancen des Liberalismus, bleibt gestellt.
Es ist die Frage nach der Zukunft einer
menschenwürdigen Gesellschaft.“

2011 muss das Jahr werden, in dem Fra-
gen wie „Wozu FDP?“ nicht mehr gestellt
werden. Der Dahrendorfkreis will da mit-
helfen. Er tut das im offenen Dialog mit den
Menschen, der dank Internet über „Face-
book“ stattfindet. Dort schrieb der Teilneh-
mer Matthias Schüßler, dass die FDP die
Aufgabe habe, „in einer Balance zwischen
Freiheit und Verantwortung alle Politikfel-
der entsprechend dem Wertekatalog unse-
rer Verfassung zu interpretieren und zu
vermitteln“. Das Problem der FDP seien
weniger die Inhalte, sondern ihre Glaub-
würdigkeit, heißt es bei Schüßler. „Die FDP
muss eine Geisteshaltung werden. Das ist
sie nicht, deshalb hat sie auch keine Aus-
strahlung und keine Aura und keine anzie-
hende Kraft und muss Verbiegungen und
Verrenkungen machen.“ Ein anderer Teil-
nehmer, Wilhelm Unrau, schrieb, ein libe-
raler Zukunftsentwurf müsse dazu beitra-
gen, „Kreativität, Fantasie und Intelligenz
der Menschen im Sinne des Einzelnen und
für die Gesellschaft produktiv zu nutzen“.

Genau darauf wollen wir hinarbeiten.
Lord Dahrendorf steht mit seinem Namen
für ein Konzept, mit dem eine Gesellschaft
die Talente ihrer Mitglieder zum Ausdruck
bringen kann. Er sah Freiheit als Auswei-
tung der „Lebenschancen“. In der Gesell-
schaft muss jeder die Möglichkeit haben,
seine Anrechte auf Teilhabe verwirklichen
zu können. Sonst scheitert diese Gesell-
schaftsform. Der Dahrendorfkreis hält die-
se Vision auch heute für richtig. Er möchte
sie kontinuierlich in der FDP entwickeln.

Liberale Politik hat eine Geschichte –
und die FDP muss diese erzählen, sonst er-
zählt eines Tages die Geschichte von einer
Partei namens FDP. So weit wollen wir es
nicht kommen lassen.

Jorgo Chatzimarkakis ist Bundesvorstands-
mitglied der FDP und Europaabgeordneter.

Als Steuersenkungspartei
allein hat die FDP
keine Zukunft. Richtig
verstandene liberale Politik
aber, die den Bürgern zuhört,
braucht dieses Land.

Von Jorgo Chatzimarkakis

KOLUMNE

Weichgespült

Glücklicherweise ist die Woche des An-
stands in den USA jetzt vorbei. Seit

dem Anschlag auf Gabrielle Giffords, die
Kongressabgeordnete der Demokraten, ka-
men die Republikaner dermaßen weichge-
spült daher, dass die Amerikaner aus Lan-
geweile fast ins Koma gefallen wären. Nor-
malerweise können wir uns auf blutrünsti-
ge Unterhaltung durch die Republikaner
verlassen. Manchmal blasen sie zum Fron-
talangriff; in jedem Fall aber wird man,
wann immer man die Nachrichten liest, auf
eine kleine giftige Attacke gegen die Demo-
kraten stoßen.

Jetzt aber kondolierten die Republika-
ner mit tränenerstickter Stimme den Op-
fern von Arizona. Ungläubig staunten die
Amerikaner, als ausgewiesene Obama-
Hasser dessen Versöhnungsansprache von
Tucson über den grünen Klee lobten und
sich als überparteilich und kooperativ aus-
zugeben versuchten.

Nur leicht erregt haben wir über die Mo-
tive des Attentäters Jared Loughner speku-
liert. Nachdem es Zoff gegeben hatte we-
gen der (auf Giffords gerichteten) Faden-
kreuze auf der Webseite von Sarah Palin,
kam heraus, dass Loughner „Mein Kampf“
gelesen hatte und das „Kommunistische
Manifest“. Man konnte die Seufzer der Er-
leichterung hören. Warum kann es nicht
immer so klar und eindeutig sein? Warum

läuft nicht einfach jemand Amok, nachdem
er, sagen wir mal, die Fußnote 147 in „Got-
teserkenntnis und Modernität in der Theo-
logie Giorgio Agambens“ gelesen hat?

Ich bin also froh, dass die Woche der all-
gemeinen Nettigkeit vorbei ist. Da hier De-
batten üblicherweise mit Schaum vorm
Mund geführt werden, wissen wir wenigs-
tens, wo es langgeht. Die Republikaner
werden in dieser Woche, statt Kooperation
zu heucheln, die Gesundheitsreform von
Präsident Barack Obama killen, indem sie
versuchen, sie im parlamentarischen Ver-
fahren zu kippen. Dabei fangen sie schon
mit einer Lüge an, in dem sie behaupten,
die Gesundheitsreform würde Arbeitsplät-
ze vernichten. Das ist zwar falsch, aber so
arbeiten halt die Republikaner.

Sie behaupten auch, die Gesundheitsre-
form sei zu teuer. Unparteiische Haushalts-
experten schätzen hingegen, dass das Bud-

getdefizit in zehn Jahren um mindestens
230 Milliarden US-Dollar steigt, wenn die
Reform gekippt wird. Obamas Reform be-
deutet: Versicherungen dürfen Kinder
nicht ablehnen, die eine Kranken-Vorge-
schichte haben, und sie können nicht Men-
schen, die krank werden, kündigen. Oba-
mas Gesetz verlangt von den Versicherun-
gen, dass sie 80 Prozent der Prämienein-
nahmen für die medizinische Versorgung
ausgeben. Nach 2014 dürfen Versicherun-
gen auch keine Erwachsenen mehr ableh-
nen, die schon eine Kranken-Vorgeschichte
haben.

Die Republikaner wollen all das strei-
chen, um die Demokraten zu treffen, auf
dass die geschlagen am Boden liegen und
sich damit jede Art von Verhandlung oder
Konsensfindung erledigt hat.

Wir leben in einem Land, in dem man
sich im Parlament wie bei einer Schießerei
benimmt. Da muss man sich nicht wun-
dern, wenn Leute wie Jared Loughner ge-
nauso handeln. Er ist das Ergebnis von 400
Jahren amerikanischer Geschichte. Eine
Woche nach dem Attentat auf Giffords mel-
dete die Waffen-Messe in Tucson einen Be-
sucherrekord.

Professor Marcia Pally lehrt Kulturwissenschaften
an der New York University.
Übersetzung: Christoph Albrecht-Heider

MARCIA PALLY
Republikaner loben

Obama, wenn er von

Versöhnung spricht. Da

fallen die US-Bürger doch

vor Langeweile ins Koma.
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